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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l —68070 — 6106/68 


Bonn, den 15. November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingentes für 
getrocknete Weintrauben in Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 15 kg oder weniger der 
Tarifnr. 08.04 B des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. Novem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck: Bonnor Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des 
Gemeinsdiaftszollkontingentes für getrocknete Weintrauben 
in Umschließungen mit einem Gewicht des Inhalts von 15 kg 
oder weniger der Tarifnr. 08.04 B des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 111, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit seiner Entscheidung vom 

1968^) das am 14. Oktober 1963 in Brüssel 

Unterzeichnete und durch den Briefwechsel vom 
8. November 1967 abgeänderte Handelsabkom- 
men zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und dem Iran für den Zeitraum vom 1. Dezem- 
ber 1968 bis zum 30. November 1969 verlängert. 

Gemäß Artikel II des ursprünglichen durch den 
obengenannten Briefwechsel geänderten Abkom- 
mens hat sich die Gemeinschaft verpflichtet, jeweils 
erneut für ein Jahr nach den von ihr festgelegten 
Bedingungen ein nichtdiskriminierendes Zollkontin- 
gent für getrocknete Weintrauben, in Umschließun- 
gen mit einem Gewicht des Inhalts von 15 kg oder 
weniger, der Tarifnr. 08.04 B des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, zum Zollsatz 1,2 ®/o und in einer nach den letz- 
ten verfügbaren Gemeinschaftsstatistiken errechne- 
ten Höhe von 15 v. H. der jährlichen Einfuhren von 
getrockneten Weintrauben mit Herkunft aus mit der 
Gemeinschaft nicht assoziierten Drittländern zu er- 
öffnen und auf ihre Mitgliedstaateri aufzuteilen. 

In Artikel 1 Absatz 1 der Entscheidung des Rates 
vom 14. Oktober 1963 ist festgesetzt, daß dieses 
Gemeinsdiaftszollkontingent von den Mitgliedstaa- 
ten im Verhältnis ihrer jährlichen Einfuhr getrock- 
neter Weintrauben mit Herkunft aus den mit der 
Gemeinschaft nicht assoziierten dritten Ländern aus- 
genutzt wird, und zwar auf der Grundlage der Sta- 
tistiken, die bei der Berechnung des Kontingents 
als Grundlage gedient haben, daß die in Betracht zu 
ziehenden statistischen Angaben den Mitgliedstaa- 
ten von der Kommission jährlich rechtzeitig mit- 
geteilt werden, und daß die Mitgliedstaaten das 
Kontingent gemäß ihren eigenen Verwaltungsvor- 
schriften verwalten; ferner ist in dieser Entsthei- 
dung in Artikel 1 Absatz 2 eine Überprüfung der 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 309 
vom 19. Dezember 1967, S. 6 


Eröffnungs- und Verwaltungsmodalitäten des be- 
treffenden Zollkontingents vorgesehen, falls das Ab- 
kommen über den Zeitpunkt hinaus verlängert wird, 
zu dem alle Mitgliedstaaten auf Einfuhren im Rah- 
men des Kontingents denselben Zollsatz anwenden. 
Die für die Überprüfung dieser Modalitäten vorge- 
sehenen Bedingungen sind seit dem 1. Dezember 
1967 erfüllt. Auf Grund der völligen Abschaffung 
der Binnenzölle für die betreffenden Erzeugnisse am 
1. Juli 1968 und der im Laufe des Jahres 1968 er- 
zielten Fortschritte hinsichtlich der Verwaltung der 
Gemeinschaftszollkontingente ist es angebracht, die- 
ses Zollkontingent ab 1. Dezember 1968 nach den 
bisher für die Eröffnung und Verwaltung von auto- 
nomen oder vertragsmäßigen Zollkontingenten all- 
gemein angenommenen Verfahren zu eröffnen und 
zu verwalten. 

Ein auf einer Aufteilung zwischen den Mitglied- 
staaten beruhendes Verfahren zur Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingentes erscheint zur Wah- 
rung des Gemeinschaftscharakters dieses Kontin- 
gents geeignet. Um der tatsächlichen Marktentwick- 
lung des betreffenden Erzeugnisses bestmöglich zu 
entsprechen, muß diese Aufteilung im Verhältnis zu 
den von den einzelnen Mitgliedstaaten während 
eines Zeitraums, für den lückenlose Gemeinschafts- 
statistiken vorliegen, getätigten Einfuhren aus nicht 
assoziierten dritten Ländern erfolgen. Da dieses Ge- 
meinschaftszollkontingent zum 1, Dezember 1968 
eröffnet wird, muß die Kontingentsmenge zu einem 
Zwölftel auf Grund der statistischen Angaben für 
das Jahr 1966 und elf Zwölfteln auf Grund der An- 
gaben für das Jahr 1967 festgesetzt werden. Wäh- 
rend der beiden berücksichtigten Bezugsjahre be- 
trugen die Einfuhren aus nicht assoziierten dritten 
Ländern in die einzelnen Mitgliedstaaten: 

1966 1967 

(in t) (in t) 


Bundesrepublik Deutschland ... 14 724 18 106 

Frankreich 1 969 3 206 

Italien 1 158 956 

Niederlande 2 360 2 420 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 1 601 1 746 


21 812 26 434 
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Auf Grund dieser Angaben ergibt sich als Berech- 
nungsgrundlage eine Kontingentsmenge von 26 050 t, 
die durch Anwendung des obengenannten Satzes 
von 15 V. H. das ab 1. Dezember 1968 zu eröffnende 
auf die Höhe von 3903 t und die Beteiligung der 
einzelnen Mitgliedstaaten auf die folgende Höhe 


bringt: 

Bundesrepublik Deutschland 2 674 Tonnen 

Frankreich 466 Tonnen 

Italien 147 Tonnen 

Niederlande 360 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 261 Tonnen 


Da es sich um ein Kontingent mit einer verhält- 
nismäßig geringen Menge handelt, erscheint es 
möglich, in diesem Falle ein Verfahren zur Ausnut- 
zung vorzusehen, das auf einer endgültigen Auftei- 
lung zwischen den Mitgliedstaaten beruht. Diese 
Aufteilung dürfte deshalb auf Grund der in der 
obenstehenden Darstellung angegebenen Zahlen er- 
folgen können. 

^ Die Höhe der Anteile der Mitgliedstaaten an dem 
Gemeinschaftszollkontingent sichert in diesem Falle 
in Anbetracht des Verhältnisses zwischen der Kon- 
tingentsmenge und dem Einfuhrbedarf der einzel- 
nen Mitgliedstaaten allen Einführern der Gemein- 
schaft den gleichen Zugang zu dem Gemeinschafts- 
zollkontingent. Aus diesem Grunde scheint es auch 
angezeigt, es den einzelnen Mitgliedstaaten zu über- 
lassen, v/ie sie ihre Quoten verwalten, insbesondere 
weil die Kontingentsmenge wahrscheinlich schnell 
erschöpft sein wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1. Dezember 1968 bis zum 30. November 
1969 wird er Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
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für getrocknete Weintrauben, in Umschließungen 
mit einem Gewicht des Inhalts von 15 kg oder weni- 
ger, der Tarifnr. 08.04 B, im Rahmen eines Gemein- 
schaftszollkontingents von 3908 Tonnen bis zur Höhe 
von 1 ,2 0 aiisgesetzt. 

Artikel 2 

Das in Artikel 1 genannte Gemeinschaftszollkon- 
tingent wird wie folgt auf die Mitgliedstaaten auf- 


geteilt: 

Bundesrepublik Deutschland 2 674 Tonnen 

Frankreich 466 Tonnen 

Italien 147 Tonnen 

Niederlande 360 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische 

AA/irtschaftsunion 261 Tonnen 


Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat verwaltet seine Quote nach 
seinen eigenen Vorschriften auf dem Gebiete der 
Zollkontingente. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
in regelmäßigen Zeitabständen über die tatsächliche 
auf ihre Quoten angerechneten Einfuhren aus drit- 
ten Ländern. 

Artikel 5 

Artikel 1 der Entscheidung vom 14. Oktober 1967 
ist aufgehoben. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1968 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Der beigefügte Verordnungsvorschlag betrifft 
das in Artikel II des Handelsabkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Iran 
vorgesehene nichtdiskriminierende Gemeinschafts- 
zollkontingent für getrocknete Weintrauben. Dieses 
Abkommen läuft am 30. November dieses Jahres 
ab; da aber das jährlich durchzuführende Verfahren 
zwecks Verlängerung bereits weit fortgeschritten 
ist, erscheint es zweckmäßig, schon jetzt einen Vor- 
schlag für das in Betracht kommende Gemeinschafts- 
zollkontingent für den Zeitraum vom 1. Dezember 
1968 bis zum 30. November 1969 auszuarbeiten. 

2. In Artkel II Absatz 1 des obenerwähnten Ab- 
kommens ist festgelegt, wie die Höhe dieses Ge- 
meinschaftzollkontingentes zu berechnen ist, wäh- 
rend der Kontingentszollsatz im zweiten Absatz die- 
ses mit Entscheidung des Rates vom 3. Oktober 1967 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
19. Dezember 1967, Nr. 309) geänderten Artikels auf 
1 , 2^0 festgesetzt wird. 

3. Bisher wurde dieses Gemeinschaftszollkontin- 
gent von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 Ab- 
satz 1 der Entscheidung des Rates vom 14. Oktober 
1963 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Oktober 1963, Seite 2553) eröffnet und ver- 
waltet. Absatz 2 dieses Artikels lautet jedoch wie 
folgt: „Wird das Abkommen über den Zeitpunkt 
hinaus verlängert, zu dem alle Mitgliedstaaten auf 
Einfuhren im Rahmen des Kontingents denselben 
Zollsatz anwenden, so wird geprüft, in welcher 
Weise diese Entscheidung zu ändern ist."' 

4. Seit dem 1. Dezember 1967 wird (wie in dem 
Schreiben an die iranischen Behörden in der Anlage 
zu der obenerwähnten Entscheidung vom 3. Oktober 
1967 festgelegt ist) von allen Mitgliedstaaten der 
gleiche Kontingentszollsatz von 1,2 Vo angewandt, 
doch ist aus dem Rat damals von der Kommission 
[Dok. SEK (67) 3977] dargelegten Gründen, d. h. ins- 
besondere wegen des Fehlens allgemeiner Maßnah- 
men auf dem Gebiete der Verwaltung der Gemein- 
schaftszollkontingente und des Bestehens inner- 
gemeinschaftlicher Zölle für getrocknete Weintrau- 
ben, Artikel 1 Absatz 1 der obenerwähnten Ent- 
scheidung des Rates vom 14. Oktober 1967 während 


des Zeitraums vom 1. Dezember 1967 bis zum 
30. November 1968 weiterhin angewandt worden. 

5. Gegenwärtig werden u. a. für diese Weintrau- 
ben keine Binnenzölle mehr erhoben. Ferner hat sich 
der Rat zwar zu den „Leitlinien für die Verwaltung 
von Gemeinschaftszollkontingenten“, die Gegen- 
stand des Memorandums der Kommission vom 

6. Juni 1966 waren, noch nicht geäußert, aber die 
Entwicklung der diesbezüglichen Arbeiten in der 
Gruppe für Wirtschaftsfragen sowie die bei der Er- 
öffnung von vertragsmäßigen und autonomen Ge- 
meinschaftszollkontingenten für das Jahr 1968 er- 
worbenen Erfahrungen bieten nunmehr die Mög- 
lichkeit, die Eröffnung und Verwaltung dieses Ge- 
meinschaftszollkontingentes nicht mehr in dem be- 
sonderen Rahmen dos Artikels 1 der vorgenannten 
Entscheidung vom 14. Oktober 1967 zu vollziehen. 
Diese Vorschrift ist folglich aufzuheben. 

6. Da es ich um ein verhältnismäßig niedriges Ge- 
meinschaftszollkontingent handelt, das zweifellos in 
sämtlichen Mitgliedstaaten schnell erschöpft sein 
wird, dürfte es nicht gegen den Gemeinschafts- 
charakter dieses Gemeinschaftszollkontingentes ver- 
stoßen, wenn das Kontingent aufgeteilt und sämt- 
lichen Mitgliedstaaten endgültige Quoten zugewie- 
sen würden. In gleichgelagerten Fällen ist eine ähn- 
liche Lösung früher auch schon angenommen wor- 
den (beispielsweise bei dem für das Jahr 1968 er- 
öffneten vertragsmäßigen Gemeinschaftszollkontin- 
gcnt für Ferrosilizium), dabei wurde den einzelnen 
Mitgliedstaaten die Wahl des Verwaltungsverfah- 
rens ihrer Quoten ebenfalls freigestellt. 

7. Der beigefügte Verordnungsvorschlag weicht 
daher in keiner Weise von der früher zur Festset- 
zung der Kontingentsmenge und der Quoten der 
einzelnen Mitgliedstaaten angewandten Berech- 
nungsart ab. Seine Bedeutung liegt vielmehr in 
erster Linie in der Form, d. h. die Eröffnung des 
Zollkontingents und der nationalen Quoten würde 
nicht mehr auf einer Mitteilung der Kommission an 
die Mitgliedstaaten über die zu berücksichtigenden 
statistischen Angaben beruhen, sondern auf einer 
Verordnung des Rates. 
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